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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Verkehr (14. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten 
Vorschlag einer Entscheidung des Rates zur Aufnahme 
von Verhandlungen über ein Übereinkommen zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und dritten Ländern betreffend 
die Regelung des grenzüberschreitenden Personenverkehrs 
mit Kraftomnibussen 
— Drucksache 7/144 — 


A. Problem 

Der grenzüberschreitende Straßenpersonenverkehr mit Kraft- 
omnibussen von und nach Staaten, die nicht der EWG ange- 
hören, ist auf EWG-Basis nicht geregelt. 


B. Lösung 

Die Kommission soll ermächtigt werden, mit einer Reihe von 
Nachbarstaaten Verhandlungen über den Abschluß eines Über- 
einkommens aufzunehmen. 


C. Alternativen 

entfallen 


D. Kosten 

entfallen 
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A. Bericht des Abgeordneten Mahne 


Der Entscheidungsvorschlag wurde mit Schreiben 
des Präsidenten des Deutschen Bundestages vom 
15. Februar 1973 dem Ausschuß für Verkehr zur 
Beratung überwiesen, der die Vorlage in seiner 
Sitzung am 23. Mai 1973 behandelt hat. 

Die enge Verflechtung des Straßenpersonenver- 
kehrs zwischen der Gemeinschaft und Drittländern 
macht es wünschenswert, daß die vorhandene Ge- 
meinschaftsregelung für den grenzüberschreitenden 
Straßenpersonenverkehr mit Kraftomnibussen so 
bald wie möglich auch auf den Verkehr mit Dritt- 
staaten sowie auf den Transitverkehr durch die 
Schweiz und Österreich angewendet wird. Weil 
dieses Ziel in angemessener Weise nur durch inter- 
nationale Übereinkommen zwischen der Gemein- 
schaft und den betreffenden Drittstaaten erreicht 
werden kann, soll die Kommission dazu ermächtigt 
werden, die erforderlichen Verhandlungen aufzu- 
nehmen. Vertragsverhandlungen sind zunächst vor- 


gesehen für Österreich, Spanien, Griechenland, Nor- 
wegen, Portugal, Schweden, die Schweiz, die Tür- 
kei und Jugoslawien. 

Der Verkehrs ausschuß hat keine Bedenken gegen 
den Entscheidungsvorschlag und die darin enthal- 
tene Ermächtigung und schlägt daher die Kenntnis- 
nahme vor. Der Ausschuß sieht keine Veranlassung, 
sich näher mit der Frage zu befassen, ob nach EWG- 
Recht die Kommission dazu befugt ist, schon zum 
jetzigen Zeitpunkt einen Vorschlag für die Ermäch- 
tigung zu Vertragsverhandlungen vorzulegen oder 
ob zunächst eine Entscheidung des Rates über ge- 
meinsame Regeln für den Straßenpersonenverkehr 
mit Drittländern herbeizuführen ist. Es handelt sich 
hier nicht um eine verkehrspolitische Frage, sondern 
um ein Problem der Kompetenzverteilung zwischen 
Rat und Kommission und um eine Frage der Aus- 
legung von EWG-Recht, für die der Verkehrsaus- 
schuß nicht zuständig ist. 


Bonn, den 23. Mai 1973 


Mahne 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

von dem Entscheidungsvorschlag — Drucksache 7/144 — ■ Kenntnis zu nehmen. 


Bonn, den 23. Mai 1973 


Der Verkehrsausschuß 

Börner Mahne 

Vorsitzender Berichterstatter 
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